
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 28. Juli 2011 

 
 
 

Mandantenbrief August 2011 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Steuerliche Anreize für energetische Wohngebäudesanierung – Bundesrat verweigert  Zu-
stimmung 

· Keine verbindliche Bestellung zum Nachweis der Investitionsabsicht erforderlich 
 

Lohn und Gehalt 

· Rentenversicherungspflicht eines selbstständigen Handelsvertreters 
 
Umsatzsteuer 

· Umkehr der Steuerschuldnerschaft bei Lieferung von Mobilfunkgeräten ab 1.7.2011 
 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung August und September 2011 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag1 10.8.2011 12.9.2011 
Umsatzsteuer 10.8.20112 12.9.20113 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Entfällt 12.9.2011 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 12.9.2011 

Ende der Schonfrist   Überwei-
sung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

15.8.2011 15.9.2011 

6.8.2011 8.9.2011 

Gewerbesteuer6 15.8.2011 Entfällt 
Grundsteuer6 15.8.2011 Entfällt 
Ende der Schonfrist   Überwei-
sung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

18.8.2011 
 

11.8.2011 

Entfällt 
 

Entfällt 

Sozialversicherung7 29.8.2011 28.9.2011 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 In Bundesländern, in denen der 15.8.2011 ein Feiertag ist, gilt der 16.8.2011 als Fälligkeitstermin mit einer Schonfrist 
19.8.2011. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 25.8./26.9.2011) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Einkommensteuer 

Steuerliche Anreize für energetische Wohngebäudesanierung – Bundesrat verweigert  Zustim-
mung 
Bundesregierung, Pressemitteilung vom 08.07.2011 

Vor allem mit energetischer Sanierung von Wohngebäuden lässt sich viel Energie und CO2 einspa-
ren. Der Bundesrat hat die von der Bundesregierung auf den Weg gebrachte steuerliche Förderung 
für energetische Wohngebäudesanierungen gestoppt. 
Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht eine steuerliche Förderung von energetischen Sanie-
rungsmaßnahmen an Wohngebäuden mit Baujahr vor 1995 vor. Voraussetzung für die Förderung 
solle sein: mit der Sanierung muss der Energiebedarf erheblich verringert werden. 
Die Eigentümer (Vermieter, Verpächter und Selbstnutzer) sollen jährlich zehn Prozent der Sanie-
rungsaufwendungen über einen Zeitraum von zehn Jahren steuermindernd geltend machen können.  
Das Bundeskabinett hatte den Gesetzentwurf am 6. Juni im Rahmen des Energiekonzeptes beschlos-
sen. Während der Bundestag ihm am 30. Juni zugestimmt hat, hat der Bundesrat nun seine Zustim-
mung verweigert. 
Bundesregierung und Bundestag können nun ihrerseits den Vermittlungsausschuss anrufen. 

Reisekosten bei einem Sprachkurs im Ausland 
Die Gebühren für einen Fremdsprachenkurs sind als Werbungskosten abziehbar, wenn ein konkreter 
Zusammenhang mit einer Berufstätigkeit nachgewiesen wird. Die Reisekosten für einen solchen Kurs 
im Ausland können in der Regel nur anteilig als Werbungskosten abgezogen werden, da bei einem 
Sprachkurs im Ausland stets von einer privaten Mitveranlassung auszugehen ist. 
Für die Aufteilung kommt es nicht allein auf den zeitlichen Anteil des Sprachunterrichts im Verhältnis 
zur Dauer des Auslandsaufenthalts an. In solchen Fällen muss ein anderer Aufteilungsmaßstab ge-
funden werden. Dabei ist zu berücksichtigen, dass die berufliche und die private Veranlassung nicht 
zeitlich nacheinander, sondern gleichzeitig nebeneinander verwirklicht werden. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Nachweis des ernsthaften Bemühens eines volljährigen Kindes um einen Ausbildungsplatz 
Für ein über 18 Jahre altes Kind besteht ein Anspruch auf Kindergeld u. a. dann, wenn es seine Be-
rufsausbildung mangels Ausbildungsplatz nicht beginnen oder fortsetzen kann. Diese Voraussetzun-
gen sind nachzuweisen oder glaubhaft zu machen. Der Nachweis kann durch eine Bescheinigung der 
Agentur für Arbeit erbracht werden. Die Registrierung dort ist jedoch in ihrer Wirkung auf drei Monate 
beschränkt. Um den Anspruch auf Kindergeld zu erhalten, muss sich das Kind nach Ablauf dieser 
Frist erneut als Ausbildungsplatz suchend melden. Wird eine erneute Meldung versäumt, erlischt der 
Kindergeldanspruch. 
Nachweise für die Ausbildungswilligkeit des Kindes und das Bemühen um einen Ausbildungsplatz 
haben die kindergeldberechtigten Eltern zu erbringen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 
 
Automatisiertes Verfahren zur Erhebung von Kirchensteuer auf Kapitalerträge 
Deutscher Bundestag, Pressemitteilung vom 29.06.2011 
Die Bundesregierung will die Regelungen über die Beitreibung von Steuern und Abgaben in der EU 
ausweiten. Darüber hinaus sollen mit dem Entwurf u.a. eines Gesetzes zur Umsetzung der Beitrei-
bungsrichtlinie auch weitere Steuergesetze geändert werden. 
Wie die Bundesregierung zur Umsetzung der Beitreibungsrichtlinie schreibt, müsse die gegenseitige 
Unterstützung bei der Beitreibung von Forderungen soweit wie möglich gewährleistet werden, um den 
Anforderungen des Binnenmarktes gerecht zu werden und die finanziellen Interessen der Mitglied-
staaten zu schützen. Bisher sei der Anwendungsbereich von Amtshilfeersuchen auf bestimmte Steu-
ern und Abgaben begrenzt gewesen. Diese Begrenzung werde durch die Beitreibungsrichtlinie aufge-
hoben. Dadurch gebe es mehr Möglichkeiten, um Amtshilfe bezüglich sämtlicher Steuern und Abga-
ben zu ersuchen. Ein Ersuchen auf Amtshilfe könne auch dann schon gestellt werden, wenn die in-
ländischen Beitreibungsverfahren noch nicht völlig ausgeschöpft worden seien. 
 

Keine verbindliche Bestellung zum Nachweis der Investitionsabsicht erforderlich 
Niedersächsisches Finanzgericht, 13-K-12121/10, Urteil vom 03.05.2011 



 
1. Anders als für die Ansparrücklage nach § 7g Abs. 3 EStG a.F. ist im Falle einer noch nicht 

abgeschlossenen Betriebseröffnung der Nachweis einer verbindlichen Bestellung von we-
sentlichen Betriebsgrundlagen für das Tatbestandsmerkmal der Investitionsabsicht nicht er-
forderlich. 

2. Für die hinreichende Konkretisierung der voraussichtlichen Investition ist eine 
Prognoseentscheidung über das künftige Investitionsverhalten zu fordern, dabei sind die 
Verhältnisse am Ende des Wj der beabsichtigten Geltendmachung des Investitionsabzugs-
betrags maßgebend. 

3. Die Vorlage eines Investitionsplans oder eine feste Bestellung eines bestimmten WG ist nicht 
erforderlich. 

4. Die Investitionsabsicht kann durch die hinreichende Konkretisierung der voraussichtlichen 
Investition belegt werden.  

Hinweis: Dies würde eine ganz erhebliche Erleichterung insbesondere auch bei solchen Betrieben 
die anfangs zu Steuerersparnis zwecken gegründet werden bedeuten. Es bleibt aber abzuwarten ob 
dies bundeseinheitlich Anwendung findet. 
 
Lohn und Gehalt 
Rentenversicherungspflicht eines selbstständigen Handelsvertreters 
Ein selbstständiger Handelsvertreter ohne versicherungspflichtige Angestellte, der überwiegend für 
einen einzigen Auftraggeber tätig ist, wird vom Gesetzgeber als sozial schutzwürdig angesehen und 
ist deshalb nicht von der Rentenversicherungspflicht befreit, obwohl er neben den Produkten des Auf-
traggebers in geringem Umfang auch sog. Cross-Selling-Produkte vertreibt. Diese sind keine eigen-
ständigen Produkte anderer Auftraggeber. 
Dies hat das Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen entschieden. Es ging um einen Handelsver-
treter, der Bausparverträge für eine bestimmte Bausparkasse vertrieb, im Rahmen seines Vertrags 
aber auch Finanzprodukte von Unternehmen, die Vertragspartner der Bausparkasse waren, anbot. 
Zwar können solche Personen für einen Zeitraum von drei Jahren nach erstmaliger Aufnahme ihrer 
selbstständigen Tätigkeit von der Versicherungspflicht befreit werden, dieser Zeitraum war bei dem 
betreffenden Handelsvertreter bezüglich der geltend gemachten Rentenversicherungsbeiträge aber 
bereits abgelaufen. 

 
Umsatzsteuer 

Unternehmer schuldet die überhöht ausgewiesene Umsatzsteuer auch bei unvollständiger 
Rechnung 
Weist ein Unternehmer in einer Rechnung einen falschen, zu hohen Umsatzsteuerbetrag aus oder 
weil er die Leistung nicht erbracht hat, schuldet er bis zu einer Rechnungsberichtigung neben der 
richtigen Umsatzsteuer auch den Mehrbetrag. 
Der Bundesfinanzhof hat in Änderung seiner bisherigen Rechtsprechung entschieden, dass eine 
Rechnung in diesem Sinne auch vorliegt, wenn das Abrechnungspapier nicht alle Pflichtangaben ent-
hält, die das Gesetz für eine Rechnung verlangt, die zum Vorsteuerabzug berechtigt. Der Unterneh-
mer schuldet die Mehrsteuer deshalb z. B. auch dann, wenn das Abrechnungspapier kein Lieferdatum 
oder keine ausreichenden Angaben zum Leistungsgegenstand enthält, sodass der Leistungsempfän-
ger mit diesem Abrechnungspapier nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt ist. 

Umkehr der Steuerschuldnerschaft bei Lieferung von Mobilfunkgeräten ab 1.7.2011 
Zur Bekämpfung von Umsatzsteuerausfällen in besonders betrugsanfälligen Bereichen wird die Um-
kehr der Steuerschuldnerschaft erweitert. Beim sogenannten Reverse-Charge-Verfahren ist der Leis-
tungsempfänger Steuerschuldner, so dass Steuerschuld und die gegebenenfalls bestehende Berech-
tigung zum Vorsteuerabzug zusammenfallen. 
Die Neuerungen gelten ab dem 1.7.2011 für Lieferungen von Mobilfunkgeräten und integrierten 
Schaltkreisen wie Mikroprozessoren und Zentraleinheiten für die Datenverarbeitung vor dem Einbau in 
ein Endprodukt. Nur wenn der Leistungsempfänger Unternehmer ist, kommt es zur Umkehr der Steu-
erschuldnerschaft. Bei Lieferungen an Nichtunternehmer, also insbesondere im typischen Einzelhan-
del, bleibt es bei der Steuerschuld des leistenden Unternehmers. Weitere Voraussetzung ist, dass die 
Entgeltsumme für die Lieferungen mindestens 5.000 EUR beträgt. Nachträgliche Entgeltminderungen 



 
bleiben unberücksichtigt. Bei der Beurteilung der Betragsgrenze von 5.000 EUR ist auf alle im Rah-
men eines zusammenhängenden wirtschaftlichen Vorgangs gelieferten Gegenstände abzustellen, um 
Manipulationen, z. B. durch Aufspalten der Rechnungsbeträge, zu unterbinden. 
(Quelle: Sechstes Gesetz zur Änderung von Verbrauchsteuergesetzen) 

 


